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	Name: Reppelmund
	Frage1: Auf Basis der Rückmeldungen aus den IHKs und den Auftragsberatungsstellen lehnt der DIHK eine Tariftreueregelung für Vergaben des Bundes ab. Der DIHK äußert sich im Folgenden allein aus vergaberechtlicher Sicht und kommentiert nicht die in der Konsultation genannten Ziele der Stärkung der Tarifautonomie, der Tarifpartner sowie der Tarifbindung als solche. Im Kern droht eine Bundestariftreueregelung den Zielen des Vergaberechts für mehr Wettbewerb erheblich zu schaden, bei den Unternehmen zu mehr Bürokratie zu führen und die Zersplitterung im EU-Binnenmarkt zu vertiefen. Sie könnte trotz des Mindestlohngesetzes je nach Haupttätigkeitsfeld des Arbeitnehmers eine unterschiedliche Entlohnung  innerhalb eines Unternehmens bewirken. Vergaberechtlich sind keine Gründe für die Einführung ersichtlich. Zugleich wird erneut das Vergaberecht mit sich rasch politisch wandelnden Vorgaben befrachtet, was der Effektivität und Handhabbarkeit eines schon heute überkomplexen Vergaberechts schadet. 
	Frage2: Eine Tariftreueregelung für öffentliche Aufträge ist in keiner Branche und keinem Wirtschaftszweig geboten. Es ist bereits fraglich, welcher Tarifvertrag für die vergaberechtliche Tariftreue maßgeblich sein soll. In zahlreichen Branchen gibt es mehrere konkurrierende Tarifverträge, auch gibt es regionale Unterschiede. Hinzu kommen Haustarifverträge. Nicht tarifgebundene Unternehmen haben sich in der Regel bewusst gegen die Tarifbindung entschieden. Dabei geht es nicht nur um die Lohnhöhe, sondern auch um zahlreiche andere Arbeitsbedingungen. Angesichts der Vielzahl äußerst komplexer Tarifverträge erscheinen öffentliche Auftraggeber weder in der Lage, den passenden Tarifvertrag für die jeweilige Ausschreibung auszuwählen, noch die Einhaltung zu kontrollieren. Ebenso wenig ist es nicht tarifgebundenen Unternehmen zuzumuten, den "richtigen" Tarifvertrag zu ermitteln und für die für den konkreten öffentlichen Auftrag eingesetzten Arbeitnehmer anzuwenden. Das Vergaberecht unterminierte mit der Tariftreueregelung das originäre Ziel effektiven Wettbewerbs zur Kostensenkung.
	Frage3: Je mehr Einzelaspekte umfasst werden, desto komplexer wird die Anwendung und desto schwieriger werden die Abrechnungen. Es fragt sich auch, wie Nachweis und Kontrolle erfolgen sollen - auch das wird umso schwieriger, je mehr Arbeitsbedingungen umfasst werden. Selbst wenn ausschließlich bezüglich der Lohnhöhe eine vergaberechtliche Tariftreue vorgeschrieben würde - und erst recht, wenn noch weitere tarifliche Arbeitsbedingungen hinzukommen -, führt das zu einer weiteren Zersplitterung des Vergaberechts insgesamt und läuft damit dem Ziel der Vereinfachung und damit Effektivierung des Vergaberechts diametral entgegen. Je komplizierter und daher mit höherem bürokratischen Aufwand erfüllbar die Vorgaben für Bieter werden, desto unattraktiver wird es für Unternehmen, sich an öffentlichen Ausschreibungen zu beteiligen. Schon jetzt beklagen sich öffentliche Auftraggeber darüber, dass sie so wenige Angebote erhalten. Die Tariftreueregel würde so zu einem Rückgang des angestrebten Wettbewerbs führen.
	PLZ: 10178
	Sitz/Wohnort: Berlin
	Vorname: Hildegard
	Name der Organisation: Deutscher Industrie- und Handelskammertag (DIHK)
	Frage6: Elektronische Lohnabrechnungen der Mitarbeiter können ggf. vergaberechtlich geeignet sein, sofern ausschließlich bzgl. der Lohnhöhe die Tarifeinhaltung gefordert werden sollte. Der Nachweis sollte allerdings nicht mit so hohen Hürden versehen werden, dass diese einen weiteren (nachvollziehbaren) Grund bilden, sich nicht an der Ausschreibung zu beteiligen, erneut mit der Folge geringerer Auswahl für die Vergabestellen. Faktisch wird es aber ohnehin unwahrscheinlich, dass ein öffentlicher Auftraggeber die Einhaltung von Tarifverträgen effektiv kontrolliert. Dazu dürften ihm schon grundlegende Kenntnisse des Tarifrechts fehlen. Hinzu kommt, dass Arbeitnehmer in der Regel nicht nur bei einem einzigen Projekt eingesetzt werden. Dann müsste die Entlohnung tage- und ggf. sogar stundenweise zugeordnet werden. In Bundesländern, in denen es bereits die Möglichkeit von Kontrollen durch den Zoll gibt, wenn es Anhaltspunkte dafür gibt, dass die Erklärungen zur Tariftreue nicht eingehalten werden, sind keine Fälle bekannt geworden, in denen davon Gebrauch gemacht wurde. 
	Frage4: Bereits in der Bekanntmachung müsste der öffentliche Auftraggeber darstellen, welcher Tarifvertrag maßgeblich sein soll. Diese Auswahl ist vielfach nicht zu leisten. Zudem gibt es Entscheidungen von Vergabekammern (z. B. Sachsen im Bereich ÖPNV), dass insbesondere bei konkurrierenden Tarifverträgen die Entscheidung fehleranfällig ist, was dann zur Unwirksamkeit und Aufhebung des Vergabeverfahrens führen kann. Auf Bieterseite besteht die Herausforderung, dass schon beim Angebot der konkrete Arbeitnehmer festgelegt werden müsste, der für die ausgeschriebene Leistung eingesetzt werden soll. Eine solche Planung ist häufig nicht möglich. Mit Blick auf Nachunternehmer müsste der Bieter die Einhaltung garantieren, ohne seinerseits die entsprechenden Kontrollbefugnisse zu haben. Auch die Kontrolle der Einhaltung seitens des öffentlichen Auftraggebers dürfte faktisch unmöglich sein.
	Frage5: Oberhalb des EU-Schwellenwertes dürfte die vergaberechtliche Vorgabe einer Tariftreue schon europarechtlich ausgeschlossen sein. Unterhalb der EU-Schwellenwerte erscheinen Bagatellschwellenwerte aus Praktikabilitätsgründen zwar reizvoll, reduzierten aber nicht die enorme bürokratische Belastung. Noch schwieriger wird es, wenn die Aufteilung in Lose dazu führte, dass ein Teil oberhalb und ein Teil unterhalb der Schwelle wäre. Das macht die Komplexität und den bürokratischen Aufwand noch höher. Wenn ein Bieter überhaupt noch Angebote auf Ausschreibungen abgibt, bei denen Tariftreuevorgaben gemacht werden, werden durch die damit zusammenhängenden Mehraufwendungen die Betriebskosten und damit die Preise steigen. Insofern sollten unabhängig von einem Schwellenwert keinerlei Tariftreueregelungen eingeführt werden.
	Frage8: Tarifverträge enthalten für diejenigen, die daran gebunden sind, ausreichende Sanktionen. Auch die gesetzlichen Mindestlohnregelungen sind sanktioniert. Darüber hinausgehende Sanktionierungen im Zusammenhang mit einer vergaberechtlichen Tariftreueregelung sind daher einerseits redundant. Andererseits: Je gravierender die Sanktionierung, desto weniger bereit wird ein Unternehmen sein, sich mit einem Angebot dem angesichts der notwendig unklaren Regelung (s. o.) erheblichen zusätzlichen Risiko auszusetzen, zumal wegen der Komplexität von Tarifverträgen gerade bei Unternehmen, die damit nicht täglich zu tun haben und in ihrer Anwendung nicht geübt sind, das Risiko von unbewussten und ungewollten Verstößen sehr hoch ist. Vergabespezifische Sanktionen dürften ins Leere laufen. Hinzu kommt, dass insbesondere ein Kündigungsrecht in Zeiten von nur wenigen Angeboten und aufgrund der drohenden zeitlichen Verzögerungen nicht genutzt werden wird.
	Frage9: Eine Bundestariftreueregelung wird vergaberechtlich dazu beitragen, dass Unternehmen immer höhere Hürden für eine Ausschreibungsteilnahme gesetzt werden, insbesondere gegenüber Mitbewerbern aus dem Ausland. Faire Löhne sind bereits durch andere Regelungen, wie z. B. das Mindestlohngesetz, sichergestellt, so dass vergabespezifische Lohnregelungen jedenfalls aus vergaberechtlicher Sicht entbehrlich und kontraproduktiv sind. Hinzu kommt, dass Unternehmen wegen des Fachkräftemangels ohnehin schon jetzt ein eigenes Interesse daran haben, attraktive Löhne und Arbeitsbedingungen zu bieten. Unternehmen wären gezwungen, ihren Mitarbeitern unterschiedliche Löhne zu zahlen und ggf. sogar sonstige unterschiedliche Arbeitsbedingungen zu gewähren, je nachdem, wo sie eingesetzt werden (privater Sektor, öffentlicher Sektor, regional). Eine solche Regelung ist in Unternehmen schon buchungstechnisch kaum umsetzbar und gegenüber Arbeitnehmern nicht erklärbar. Sie ist schädlich für den Betriebsfrieden. Es ist auch fraglich, wonach ein Sachbearbeiter in der Verwaltung angesichts der sehr komplexen Tariflandschaft den "repräsentativsten" Tarifvertrag auswählen soll. Dieser Begriff ist unbestimmt und keiner rechtlichen Definition zugänglich, so dass eine Auswahl dem Vorwurf der Willkürlichkeit ausgesetzt sein kann. Im Sinne einer Vereinfachung des Vergaberechts, die seit langem von allen Seiten gefordert wird, sollte auf eine solche Tariftreueregelung verzichtet werden. Auch europarechtliche Bedenken stehen einer Einführung entgegen. Ein Tariftreuezwang wird letztlich den Zuschlag auf das wirtschaftlichste Angebot verhindern, Beschaffungen werden insgesamt teurer werden. Eine Tariftreueregelung führt sowohl auf Seiten der öffentlichen Auftraggeber als auch auf Seiten der Bieter zu unverhältnismäßigen bürokratischen Belastungen. Angesichts der aktuellen multiplen Krisensituationen (Corona, Krieg, Energie) sollte auf weitere Belastungen verzichtet werden, zumal der Nutzen einer solchen Regelung nicht erkennbar ist. 
	Frage7-Begruendung: Tariftreueregelungen werden gerade im Interesse eines fairen Wettbewerbs als Ziel des Vergaberechts abgelehnt. Je weiter der Anwendungsbereich, je mehr abschreckende Sanktionen und je mehr Schaffung von zivilrechtlichen Ansprüchen, desto geringer wird die Bereitschaft von Unternehmen werden, sich an Ausschreibungen zu beteiligen. Dies schadete dem Wettbewerb. 
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